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Ein Personalratsmitglied der Charité organisiert in Cottbus flüchtlingsfeindliche
Demonstrationen 

Verkleinerung der Komfortzone
Von Peter Nowak

Vergangene Woche demonstrierte in Berlin das Bündnis »Zukunft für alle« gegen ein
Personalratsmitglied der Charité, das in Cottbus flüchtlingsfeindliche Kundgebungen
organisiert.

»Auch in diesem Jahr laden wir am Mühlentag zum Backfest nach Sagritz ein«, heißt es auf der
Website des Vereins »Zukunft Heimat«, der in Cottbus und Umgebung tätig ist. Bekannt
geworden ist die Organisation vor allem mit Propaganda gegen Flüchtlinge und Migranten. »Die
Stadt Cottbus wird immer wieder als Bühne für Angst- und Hasspropaganda genutzt – seit dem
Frühsommer 2017 maßgeblich gesteuert vom Verein ›Zukunft Heimat‹ aus der Spreewald-Stadt
Goißen«, heißt es in einer Kleinen Anfrage der Grünen im Brandenburger Landtag. Darin wird
beschrieben, dass auf den von »Zukunft Heimat« organisierten Kundgebungen Redner der AfD,
der AfD-Jugendorganisation »Junge Alternative«, der rechtsextremen »Identitären Bewegung«,
des extrem rechten Netzwerks »Ein Prozent« und von Pegida aufgetreten sind.

Die Grünen wollten von der brandenburgischen Landesregierung wissen, ob »Zukunft Heimat«
vom Verfassungsschutz beobachtet wird. Die innenpolitische Sprecherin der brandenburger
Grünen warf der von SPD und Linkspartei gestellten Landesregierung Verharmlosung des
flüchtlingsfeindlichen Vereins vor und nannte ihn »einen klassischen Verdachtsfall für den
Verfassungsschutz«.

Viele Antifaschisten kritisieren allerdings auch die Grünen. Sie fordern die Abschaffung des
Verfassungsschutzes und nicht dessen Legitimierung. Den Kampf gegen die extreme Rechte
sehen sie bei zivilgesellschaftlichen Initiativen am besten aufgehoben. Wie das aussehen kann,
zeigten sie am Dienstag vergangener Woche auf einer Kundgebung vor dem Campus-Virchow-
Klinikum der Berliner Charité. Dort arbeitet der Vereinsvorsitzende von »Zukunft Heimat«, Hans-
Christoph Berndt, als wissenschaftlicher Mitarbeiter und ist Mitglied des Fakultätspersonal- und
Gesamtpersonalrats der Charité.

»Christoph B., das tut weh, kein Rassismus an der Charité« – diese etwas bemühte Parole
erschallte am Nachmittag der Kundgebung in Berlin-Wedding, wo sich der Arbeitsort Berndts
befindet. Die Polizei hatte zur Auflage gemacht, dass der vollständige Name des »Zukunft
Heimat«-Leiters während der Kundgebung weder in den Redebeiträgen noch den Parolen
genannt werden dürfe.
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Knapp 50 Teilnehmer hatten sich zu der knapp zweistündigen Kundgebung eingefunden,
darunter Mitglieder der Initiative »Cottbus nazifrei«, des feministisch-antifaschistischen
Arbeitskreises, der »Interventionistischen Linken« (IL) und der Studierendengruppe Huuls von
der Berliner Humboldt-Universität. Mitarbeiter der Klinik beteiligten sich nicht an den Protesten.

 
Claudia Brünner vom Bündnis »Zukunft für alle« bedauerte, dass es bisher nicht gelungen ist,
Kontakte zur Belegschaft herzustellen. Daher sei auch nicht bekannt, wie dort Berndts politische
Betätigung bewertet wird. Es ist nicht das erste Mal, dass Antifaschisten die Charité-Mitarbeiter
mit den flüchtlingsfeindlichen Bestrebungen ihres Kollegen konfrontieren. Bereits 2016
verteilten Antifaschisten Flugblätter, in denen sie darüber informierten. Daraufhin wurde Berndt
aus der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) ausgeschlossen und der
Klinikpersonalrat distanzierte sich von ihm, ebenso wie die Ärztevereinigung Marburger Bund.

Der Fakultätspersonalrat und der Gesamtpersonalrat der Charité hingegen stehen weiter zu
Berndt. Sie verweisen darauf, dass er weder in seiner Funktion als Klinikmitarbeiter noch als
Personalrat rassistisch auftrete. Brünner findet es trotzdem angemessen, an Berndts
Arbeitsplatz gegen seine außerberufliche politische Betätigung zu demonstrieren, schließlich sei
Rassismus kein Hobby. »Wir finden, dass eine Interessenvertretung der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer nicht von einem Rassisten gemacht werden kann. Solidarität und Rassismus sind
unvereinbar.« Außerdem seien Menschen als Patienten besonders verwundbar, umso mehr gelte
das für Flüchtlinge und andere Menschen mit Migrationsbiographien. »Sich einem rassistischen
Arzt anzuvertrauen, ist unzumutbar«, sagte Brünner der Jungle World. Während sich die
Situation der Flüchtlinge in Cottbus zuspitze, habe Berndt an der Charité eine Komfortzone.
Seine dortige Tätigkeit ermögliche es ihm, seine rassistische Hetze zu finanzieren und seine
Netzwerke zu knüpfen, so Brünner. Sie sieht nicht nur in Berndts politischem Einsatz, sondern
auch in der Haltung des Fakultätspersonalrats und des Gesamtpersonalrats ein Problem. »Wir
sehen die gewerkschaftlichen Vertretungen in der Pflicht, sich konsequent und inhaltlich mit
Rassismus auseinanderzusetzen.

Gerade auch, da es Versuche, zum Beispiel durch AfD-nahe Vereinigungen, gibt, die
Interessensvertretung der Beschäftigten zu unterwandern.« Auffällig sei, dass diese Gremien
Berndt auch noch verteidigten, nachdem er durch die flüchtlingsfeindlichen Demonstrationen in
Cottbus bundesweit bekannt geworden war. Cottbus sei durch das Auftreten von »Zukunft
Heimat« bundesweit zu einem Vorbild für die extrem rechte Szene geworden.
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